
Von Holger Schmale

Die Opposition hat misstrauisch
bis ablehnend auf Pläne von

CDU/CSU und SPD reagiert, einen
Ständigen Sachverständigen für
eine effektivere Kontrolle der Nach-
richtendienste durch den Bundes-
tag zu berufen. Als Konsequenz aus
der Affäre um die NSA-Spionage-
liste soll er die für die Geheim-
dienstkontrolle zuständigen Parla-
mentarier entlasten und unterstüt-
zen, hieß es am Mittwoch aus Koali-
tionskreisen.

Der derzeitige Vorsit-
zende des Parlamentari-
schen Kontrollgremiums,
André Hahn (Linke), kriti-
sierte das Vorhaben. Ein
„Geheimdienstbeauftrag-
ter light“ löse kein einziges
Problem, sagte er. Alle bis-
herigen Erfahrungen zeig-
ten: „Geheimdienste las-
sen sich nur sehr einge-
schränkt kontrollieren.“
Solange sie noch existier-
ten, müsse die parlamen-
tarische Kontrolle verbessert wer-
den.

Ein neuer Beauftragter mit einer
eigenen Behörde helfe dabei nicht
weiter. „Im Gegenteil: Es besteht die
Gefahr, dass bestimmte Dinge nur
noch dem Sachverständigen und
nicht den gewählten Volksvertretern
mitgeteilt werden und damit letzt-
lich die Kontrollrechte des Parla-
ments weiter beschnitten werden.“
Das sei unter keinen Umständen
hinnehmbar.

Ähnlich argumentierte Christian
Ströbele von den Grünen. „Ein stän-
diger Sachverständiger darf auf gar

keinen Fall die Arbeit des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums oder
einzelner Abgeordneter ersetzen“,
sagte er der Berliner Zeitung. „Es
kann nicht sein, dass dieser Sach-
verständige Akten bekommt, die die
Abgeordneten nicht sehen dürfen.“
Es dürfe kein Aufweichen der parla-
mentarischen Kontrolle durch eine
Person geben, die das besondere
Vertrauen der Koalition genieße.

Nach einem Bericht der Süd-
deutschen Zeitung ist für den neuen
Posten ein externer Fachmann aus
der Justiz vorgesehen. Er solle allen

für die Geheimdienste zu-
ständigen Bundestags-
Gremien wie dem Parla-
mentarischen Kontrollgre-
mium, dem Vertrauensgre-
mium und der
sogenannten G-10-Kom-
mission zuarbeiten.

Die große Koalition will
damit Konsequenzen aus
einer Reihe von Geheim-
dienstaffären ziehen. So
soll der Bundesnachrich-
tendienst (BND) dem US-

Dienst NSA jahrelang geholfen
haben, europäische Unternehmen
und Politiker auszuforschen. Die
Aufarbeitung dieser Vorwürfe ver-
läuft äußerst schleppend, da die
Bundesregierung aus Geheim-
schutzgründen den Parlamenta-
riern nicht alle Unterlagen zur Ver-
fügung stellt. Abgeordnete beklagen
ferner, für eine effektive Kontrolle
der Nachrichtendienste reichten
die bisherigen Mittel nicht aus. Des-
halb soll der Ständige Sachverstän-
dige dem Bericht zufolge einen Stab
von 20 bis 30 Mitarbeitern bekom-
men.
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